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Oberrichter A. Staub, Abteilungspräsidentin
Oberrichter P. Huber
Oberrichter A. Sidler
Gerichtsschreiber I. Cathry

Beschluss vom 4. Mai 2026 [rechtskräftig]

in Sachen

A.________ mbH,
vertreten durch Rechtsanwalt B.________,
Gesuchstellerin,

gegen

C.________ AG in Liquidation,
Gesuchsgegnerin,

betreffend

Sonderprüfung (aArt. 697b OR)
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Rechtsbegehren

Gesuchstellerin

1. Es sei bei der Gesuchsgegnerin ein Sonderprüfer einzusetzen und dieser mit der Abklärung und Be-
antwortung der in Beilage 40 gestellten Fragen zu beauftragen.

2. Mit der Durchführung der Sonderprüfung sei D.________ zu beauftragen.

3. Die Kosten der Sonderprüfung seien der Gesuchsgegnerin aufzuerlegen.

4. Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zuzüglich 7,7 % MWST zulasten der Gesuchsgegnerin.

Gesuchsgegnerin

Das Verfahren sei zufolge Anerkennung abzuschreiben.

Sachverhalt

1. Die A.________ mbH (nachfolgend: Gesuchstellerin oder A.________) ist eine Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung nach deutschem Recht mit Sitz in München. Sie bezweckt die Ver-
waltung eigenen Vermögens, das Halten von Beteiligungen an anderen (auch ausländischen) 
Kapitalgesellschaften sowie das Erbringen von Verwaltungsdienstleistungen für andere Un-
ternehmen (act. 1/2). Geschäftsführer der Gesuchstellerin sind E.________ und F.________ 
(act. 1/2).

2. Die C.________ AG (nachfolgend: Gesuchsgegnerin oder C.________) ist eine Aktiengesell-
schaft mit Sitz in ________/ZG. Gemäss Handelsregistereintrag bestand ihr Zweck im 
________ (act. 1/3 und 7/1). Die Gesellschaft wurde im Jahr 2011 als C.________ GmbH 
von E.________ und G.________ mit einer Beteiligung von je 50 % gegründet und im 
mm.yyyy in eine Aktiengesellschaft umgewandelt (act. 1 Rz 15; act. 7 Rz 9 f.). Nach Ansicht 
der Gesuchstellerin hielt sie zum für die Sonderprüfung massgebenden Zeitpunkt 50 % der 
Aktien der Gesuchsgegnerin, was die Gesuchsgegnerin im Rahmen dieses Verfahrens be-
streitet. Die anderen 50 % der Aktien der Gesuchsgegnerin kamen jedenfalls zum massge-
benden Zeitpunkt der H.________ m.b.H. zu, deren wirtschaftlich Berechtigter G.________ 
ist (act. 1 Rz 16 ff.; act. 7 Rz 12). Zuletzt gehörten G.________, I.________, J.________ und 
K.________ dem Verwaltungsrat der Gesuchsgegnerin an (act. 1/3 und 7/1). Bis zur Ände-
rung der Rechtsform im Jahr yyyy war auch E.________ als Gesellschafter in der Geschäfts-
leitung der Gesuchsgegnerin tätig (act. 1 Rz 23; act. 1/3).

3. G.________, I.________, J.________ und K.________ gründeten im Jahr 2017 – mit einer 
Beteiligung von je 25 % – die L.________ AG mit Sitz in ________/ZG, welche im Jahr 2019 
in M.________ AG (nachfolgend auch: M.________) umfirmiert wurde (act. 1 Rz 26 f.). Diese 
bezweckt gemäss Eintrag im Handelsregister ________. G.________, I.________, 
J.________ und K.________ gehören dem Verwaltungsrat der M.________ AG an.

4. Im Hinblick auf die ordentliche Generalversammlung der Gesuchsgegnerin vom 17. Septem-
ber 2019 legte die Gesuchstellerin dem Verwaltungsrat der Gesuchsgegnerin verschiedene 
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Fragen vor, zuletzt mit E-Mails vom 11. und 17. September 2019, und ersuchte um Einsicht-
nahme im Sinne von Art. 697 Abs. 3 OR in diverse Dokumente (vgl. act. 1/7 S. 3 und 31). Die 
eingereichten Fragen betreffen die Themenkomplexe "Ziffer 1.1 Generalversammlungen für 
die Geschäftsjahre 2015, 2016, 2017 und Aktionariat der Gesellschaft", "Ziffer 1.2 Jahres-
rechnungen und Geschäftsberichte 2015, 2016 und 2017", "Ziffer 1.3 Jahresrechnungen und 
Geschäftsbericht 2018" und "Ziffer 1.4 Diverses" (act. 1/7 S. 4 ff.). Der Vorsitzende und Prä-
sident des Verwaltungsrates, G.________, beantwortete die Fragen an der Generalver-
sammlung der Gesuchsgegnerin vom 17. September 2019. Der bevollmächtigte Rechtsver-
treter der Gesuchstellerin, Rechtsanwalt N.________, erklärte im Anschluss daran, dass die 
Antworten des Verwaltungsrates nicht zufriedenstellend seien. Er stellte daher einen Antrag 
auf Durchführung einer Sonderprüfung, namentlich zur Frage 6 in Ziffer 1.2 (Jahresrechnun-
gen und Geschäftsberichte 2015, 2016 und 2017), zu den Fragen 3-13, 16, 19-21, 25, 27, 
28, 31 und 32 in Ziffer 1.3 (Jahresrechnung und Geschäftsbericht 2018) sowie zu den Fragen 
7 und 8 in Ziffer 1.4 (Diverses). Der Antrag auf Durchführung einer Sonderprüfung und vor-
gängig auch das Einsichtsgesuch nach Art. 697 Abs. 3 OR wurden von der Generalver-
sammlung abgelehnt (act. 1/7 S. 30 ff.). Gemäss Art. 11 der Statuten der Gesuchsgegnerin 
gilt ein Antrag bei Stimmengleichheit als abgelehnt (act. 1/7 S. 3).

5. Mit Eingabe vom 17. Dezember 2019 stellte die Gesuchstellerin beim Obergericht des Kan-
tons Zug ein Gesuch um Einsetzung eines Sonderprüfers mit dem eingangs wiedergegebe-
nen Rechtsbegehren. In der Beilage 40 des Gesuches sind folgende Fragen zu den drei 
Themenkomplexen an den Sonderprüfer enthalten:

Ziffer 1.2 Jahresrechnungen und Geschäftsberichte 2015, 2016 und 2017

Frage 6: Die Jahresrechnung 2017 erwähnt, dass die Beteiligung von C.________ in O.________ 
8.96 % betrage. Am 31. Dezember 2016 unterzeichnete G.________ eine Bestätigung, 
wonach die Beteiligung der C.________ in O.________ 52.47 % betrage. Auch bestätigt 
der Revisionsbericht von O.________, dass diese von C.________ mit einer Aktienbetei-
ligung von 52.47 % beherrscht wird. Wie erklären sie sich diese Widersprüche und Un-
stimmigkeiten?

Ziffer 1.3 Jahresrechnungen und Geschäftsbericht 2018

Frage 3: Welche Umstände führten zur Belastung des Bankkontos der C.________ bei der 
P.________ AG (Kontonummer ________) per 30. Juni 2018 mit einem Betrag von 
1'339'193.96 (vermutungsweise EUR). Für welchen Zweck wurden diese Gelder verwen-
det?

Frage 4: C.________ hat finanzielle Mittel an Q.________ GmbH zur Verfügung gestellt, vermu-
tungsweise für den Erwerb einer direkten oder indirekten Beteiligung an R.________ 
GmbH & Co. KG. Was waren die wirtschaftlichen (Beweg-)Gründe dafür? Weshalb war 
diese Transaktion im Interesse der C.________? Zu welchen Konditionen wurde diese 
Finanzierung gewährt (Transaktionssumme, Art der Transaktionssumme [Fremdkapi-
tal/Eigenkapital], Zins, Ertrag, Laufzeit/Fälligkeit, Sicherheiten erhalten/gewährt)? Sind 
bereits Rückzahlungen erfolgt? Wer hat die Vertragsverhandlungen seitens C.________ 
geführt und den Vertrag im Namen von C.________ unterzeichnet? Wann und wo haben 
die Vertragsverhandlungen stattgefunden?

Frage 5: Hat C.________ der Q.________ GmbH weitere Finanzierungen gewährt? Aus welchen 
wirtschaftlichen Gründen und gestützt auf welche wirtschaftlichen Überlegungen gewähr-
te C.________ die jeweilige Finanzierung? Weshalb war diese Transaktion im Interesse 
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der C.________? Zu welchen Konditionen wurden diese Finanzierungen gewährt (Trans-
aktionssumme, Art der Transaktionssumme [Fremdkapital/Eigenkapital], Zins, Ertrag, 
Laufzeit/Fälligkeit, Sicherheiten erhalten/gewährt) des jeweiligen Vertrags? Sind bereits 
Rückzahlungen erfolgt? Wer hat die Vertragsverhandlungen seitens C.________ geführt 
und den Vertrag im Namen von C.________ unterzeichnet? Wann und wo haben die Ver-
tragsverhandlungen stattgefunden?

Frage 6: Die C.________ hat am 14. Dezember 2016 ein Darlehen von S.________ LLC erhalten. 
Zu welchem Zweck und aus welchen wirtschaftlichen Gründen und gestützt auf welche 
wirtschaftlichen Überlegungen hat C.________ dieses Darlehen akzeptiert bzw. benötigt? 
Weshalb war diese Transaktion im Interesse der C.________? Zu welchen Konditionen 
erfolgte diese Transaktion (Darlehensbetrag, Verwendungszweck, Zins, Ertrag, Lauf-
zeit/Fälligkeit, Sicherheiten erhalten/gewährt)? Wurde der Vertrag im Laufe der Zeit no-
viert oder ergänzt? Wurde das Darlehen bereits (zurück)bezahlt? Hat C.________ vor 
Abschluss des Vertrags eine Due-Diligence-Prüfung durchgeführt, namentlich eine KYC 
und Geldwäscherei-Analyse? Wer hat die Vertragsverhandlungen seitens C.________ 
bzw. S.________ LLC geführt und den Vertrag im Namen von C.________ bzw. 
S.________ LLC unterzeichnet? Wann und wo haben die Vertragsverhandlungen stattge-
funden?

Frage 7: Hat C.________ weitere Darlehen von S.________ LLC, Tochtergesellschaften von 
S.________ LLC oder verbundenen Parteien von S.________ LLC (gemäss IFRS oder 
IAS) erhalten? Hat C.________ andere Verträge mit einer dieser vorgenannten Parteien 
abgeschlossen? Wer sind die jeweiligen Vertragsparteien? Zu welchem Zweck und aus 
welchen wirtschaftlichen Gründen und gestützt auf welche wirtschaftlichen Überlegungen 
schloss C.________ die jeweiligen Verträge ab? Zu welchen Konditionen wurden diese 
Darlehen abgeschlossen (Transaktionssumme, Zins, Ertrag, Laufzeit/FäIligkeit, Sicher-
heiten erhalten/gewährt)? Wurden diese Darlehen bereist (zurück)bezahlt? Hat 
C.________ vor Abschluss des Vertrags eine Due-Diligence-Prüfung durchgeführt, na-
mentlich eine KYC- und Geldwäscherei-Analyse? Wer hat die Vertragsverhandlungen 
seitens C.________ bzw. der Darlehensgeberin geführt und den jeweiligen Vertrag im 
Namen von C.________ unterzeichnet? Wann und wo haben die jeweiligen Vertragsver-
handlungen stattgefunden?

Frage 8: Hat C.________ Darlehen (oder andere Form der Finanzierung) für den Erwerb der Be-
teiligungen der T.________ LLC and U.________ Ltd (vorher firmiert unter V.________ 
Ltd) erhalten? Bzw. mit welchen Mitteln wurden diese Beteiligungen erworben. Zu wel-
chen Konditionen wurden diese Darlehen oder Finanzierungen abgeschlossen (Transak-
tionssumme, Art der Transaktionssumme [Fremdkapital/Eigenkapital], Zins, Ertrag, Lauf-
zeit/Fälligkeit, Sicherheiten erhalten/gewährt)? Wurde die jeweilige Transaktionssumme 
bereits (zurück)bezahlt? Hat C.________ vor Abschluss des jeweiligen Vertrags eine 
Due-Diligence-Prüfung durchgeführt, namentlich eine KYC- und Geldwäscherei-Analyse? 
Wer hat die jeweiligen Vertragsverhandlungen seitens C.________ bzw. der Gegenpartei 
geführt und den jeweiligen Vertrag im Namen von C.________ unterzeichnet? Wann und 
wo haben die jeweiligen Vertragsverhandlungen stattgefunden?

Frage 9b: Hat C.________ nach dem 1. Januar 2015 irgendwelche Darlehen, Gelder oder ander-
weitige Finanzierungen von Dritten erhalten? Wer sind die jeweiligen Vertragsparteien? 
Zu welchem Zweck, aus welchen wirtschaftlichen Gründen und gestützt auf welche wirt-
schaftlichen Überlegungen schloss C.________ die jeweiligen Verträge ab? Zu welchen 
Konditionen wurden diese Darlehen oder anderweitigen Finanzierungen aufgenommen 
(Transaktionssumme, Art der Transaktionssumme [Fremdkapital/Eigenkapital], Zins, Er-
trag, Laufzeit/Fälligkeit, Sicherheiten erhalten/gewährt)? Was ist der gegenwärtige Status 
der jeweiligen Verträge (erfüllt, teilweise erfüllt, falls teilweise erfüllt: erwarteter Zeithori-
zont betreffend Erfüllung, sprich Rückzahlung)? Wer hat die jeweiligen Vertragsverhand-
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lungen seitens C.________ bzw. der Gegenseite geführt und den jeweiligen Vertrag un-
terzeichnet? Wann und wo haben die jeweiligen Vertragsverhandlungen stattgefunden?

Frage 10: Aus welchen Gründen und aufgrund welcher wirtschaftlichen Überlegungen hat die 
C.________ die nachfolgenden Transaktionen abgeschlossen. Zu welchen Konditionen 
wurden diese Transaktionen abgeschlossen (Transaktionssumme, Art der Transaktions-
summe [Fremdkapital/Eigenkapital], Zins, Ertrag, Laufzeit/Fälligkeit, Sicherheiten erhal-
ten/gewährt)? Weshalb waren diese Transaktionen im Interesse der C.________? Wel-
che Unterlagen dienten als Basis für den Abschluss dieser Transaktionen? Wie wurde si-
chergestellt, dass keine Interessenkonflikte zwischen C.________ und L.________ AG 
("W.________"; kürzlich umfirmiert zu M.________ AG) bestehen? Wurde eine "Fairness 
Opinion" eingeholt, falls nicht, weshalb nicht? Wer hat seitens der jeweiligen Gesellschaf-
ten gehandelt, verhandelt und die Verträge abgeschlossen bzw. die Transaktionen ge-
nehmigt? Wo haben die Verhandlungen stattgefunden? An welchem Datum wurden diese 
Transaktionen abgeschlossen? [Frage 10 ist in Bezug auf die nachstehenden Transakti-
onen 10a-10f zu beantworten]

Frage 10a: Übertragung der von C.________ gehaltenen Aktien der zypriotischen Gesellschaft 
O.________ Ltd ("O.________") an M.________. Weshalb wurde diese Beteiligung kurz 
nach Erwerb wiederverkauft bzw. übertragen?

Frage 10b: Hier geht es jetzt um die Übertragung der von C.________ gehaltenen Beteiligung an der 
T.________ LLC an die M.________. Welches wirtschaftliche Interesse hatte die 
C.________ am Verkauf dieser Beteiligung?

Frage 10c: Da geht es jetzt um die Übertragung der von C.________ gehaltenen Beteiligung an der 
U.________ Ltd (früher firmiert unter X.________ Ltd) an M.________.

Frage 10d: Übertragung der von C.________ gehaltenen Beteiligung an Q.________ GmbH (heute 
firmierend unter Y.________ GmbH), Aktien an M.________. Welches wirtschaftliche In-
teresse lag seitens C.________ am Verkauf dieser Beteiligung vor? Hat C.________ vor 
Abschluss dieses Verkaufs eine Fairness Opinion eingeholt? Falls nicht, was sind die 
Gründe für das Unterbleiben? Wer hat diese Transaktion seitens C.________ und sei-
tens M.________ genehmigt? Auf Grundlage welcher Bewertung wurde diese Transakti-
on abgeschlossen?

Frage 10e: Die Übertragung der von C.________ gehaltenen Beteiligung an der Z.________ GmbH 
& Co. KG an M.________.

Frage 10f: So, dann geht es um alle Übertragen aller anderen Beteiligungen und Mittel von 
C.________ an M.________, die oben nicht explizit erwähnt wurden.

Frage 12: Hat C.________ Verträge, Vereinbarungen oder Transaktionen mit nahestehenden Per-
sonen (Privatpersonen oder Gesellschaften), insbesondere ihren Organen, Tochterge-
sellschaften, insbesondere die M.________ getroffen? Aus welchen wirtschaftlichen 
Gründen und gestützt auf welche wirtschaftlichen Überlegungen schloss C.________ die 
jeweiligen Transaktionen ab? Zu welchen Konditionen wurden diese Transaktionen ab-
geschlossen (Transaktionssumme, Art der Transaktionssumme [Fremdkapi-
tal/Eigenkapital], Zins, Ertrag, Laufzeit/Fälligkeit, Sicherheiten erhalten/gewährt) der je-
weiligen Vereinbarung? Was ist der gegenwärtige Status der jeweiligen Transaktionen? 
Welche Massnahmen wurden vor Abschluss der jeweiligen Vereinbarung ergriffen, um In-
teressenkonflikte zu vermeiden? Wurden Fairness Opinion eingeholt, falls nicht weshalb 
nicht? Warum stellen diese Vereinbarungen keine (versteckte) Rückzahlung von Kapital 
oder Ausschüttung von Dividenden dar? Auf welcher vertraglichen Basis, Bewertung, Be-
rechnungen und Grundlagen basieren die jeweiligen Zahlungen? Wer hat seitens 
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C.________ sowie den jeweiligen Gegenparteien die jeweiligen Verhandlungen geführt 
und die Transaktionen unterzeichnet bzw. abgeschlossen? Wann und wo haben die je-
weiligen Verhandlungen stattgefunden?

Frage 13: M.________ behauptet in Klausel 3(a) der "Deed of Adherence" vom 1. Februar 2017, 
C.________ halte Aktien oder andere Beteiligungen, die eine Kontrolle über M.________ 
erlauben. Ist M.________ oder war M.________ tatsächlich (je) eine Tochtergesellschaft 
von C.________ (durch Halten von Kapital oder anderweitig)? Ist oder war M.________ 
eine 100 % Tochtergesellschaft von C.________? Wie gestaltet sich das gegenwärtige 
Beteiligungsverhältnis von C.________ an M.________? Hat die Beteiligung von 
C.________ an M.________ variiert?

Frage 16: Was ist der Grund für den wertmässigen Anstieg des Bilanzpostens "Debitorenverluste-
Neränd. [sic] Delkredere" mit der Buchungsnummer 3905 von CHF 89'000.00 im Ge-
schäftsjahr 2017 auf CHF 164'795.39 im Geschäftsjahr 2018 von C.________. Welche 
Buchungen wurden über diesen Bilanzposten in den Geschäftsjahren 2017 und 2018 
vorgenommen? Was sind die wirtschaftlichen Gründe und wirtschaftlichen Überlegungen 
dieser Buchungen? Sind alle diese Buchungen in den Geschäftsjahren 2017 und 2018 im 
Interesse von C.________?

Frage 19: Welche Buchungen wurden über den Bilanzposten "Verkaufsabwicklungskonto 
AA.________ Group" mit der Buchungsnummer 2520 in den Geschäftsjahren 2017 und 
2018 vom C.________ vorgenommen? Was sind die wirtschaftlichen Gründe und wirt-
schaftlichen Überlegungen dieser Buchungen? Sind alle diese Buchungen in den Ge-
schäftsjahren 2017 und 2018 im Interesse von C.________?

Frage 20: Welche Buchungen wurden über die Bilanzposten "Beteiligung Q.________ GmbH", "Be-
teiligung AB.________ Ltd", "Beteiligung T.________ LLC (Russland)", "AC.________ 
Ltd" und "AD.________ GmbH" von C.________ vorgenommen? Was sind die wirtschaft-
lichen Gründe und wirtschaftlichen Überlegungen dieser Buchungen? Sind alle diese Bu-
chungen im Interesse von C.________? Warum haben diese Bilanzposten im Vergleich 
zu den Vorjahren abgenommen?

Frage 21: Wir haben festgestellt, dass diverse von C.________ gehaltene Beteiligungen verkauft 
wurden, einschliesslich derjenigen von AE.________ GmbH, Buchwert im Geschäftsjahr 
2014 CHF 31'125, verkauft im Geschäftsjahr 2018; T.________ LLC (Russia), Buchwert 
im Geschäftsjahr 2014 CHF 137.10, verkauft im Geschäftsjahr 2016; AF.________ Ltd, 
Buchwert im Geschäftsjahr 2014 CHF 40'650.19, verkauft im Geschäftsjahr 2015; 
AG.________ Pty, Buchwert im Geschäftsjahr 2014 CHF 40'650.19, verkauft im Ge-
schäftsjahr 2015; AD.________ GmbH, Buchwert CHF 372.73 im Geschäftsjahr 2014, 
verkauft im Geschäftsjahr 2015; O.________ (Russia), Buchwert CHF 377’344 im Ge-
schäftsjahr 2016, verkauft im Geschäftsjahr 2017. AH.________ Ltd, Buchwert CHF 1 im 
Geschäftsjahr 2016, verkauft im Geschäftsjahr 2017; AJ.________, Buchwert CHF 
1'370’970.35 im Geschäftsjahr 2016, verkauft im Geschäftsjahr 2017. Was sind seitens 
C.________ die wirtschaftlichen Gründe und wirtschaftlichen Überlegungen der jeweili-
gen Verkäufe? Sind alle diese Verkäufe im Interesse von C.________? Wer waren die 
jeweiligen Vertragspartner und wie heissen diese? Zu welchen Konditionen wurden diese 
Verkäufe abgewickelt? Gestützt auf welche Bewertung wurde der Verkauf durchgeführt? 
Hat C.________ für den jeweiligen Verkauf eine Fairness Opinion erstellen lassen? Falls 
dem nicht so sein sollte, weshalb wurde keine Fairness Opinion eingeholt? Wer hat sei-
tens C.________ die jeweiligen Geschäfte verhandelt, die Verträge unterzeichnet, be-
schlossen bzw. genehmigt? Wann und wo haben die jeweiligen Vertragsverhandlungen 
stattgefunden?
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Frage 25: Der Ertrag von C.________ belief sich auf ungefähr CHF 8'400'000 im Geschäftsjahr 
2014 und erhöhte sich auf ungefähr CHF 10'400'000 im Geschäftsjahr 2015. Warum be-
trug der Ertrag im Geschäftsjahr 2017 nur noch ungefähr CHF 4'400'000. Was ist der 
Grund für diesen markanten Rückgang?

Frage 27: Was ist der Grund für die, verglichen mit dem jeweiligen Jahresumsatz, sehr hohen Rei-
sekosten in den Geschäftsjahren 2017 und 2018 von C.________. Das Verhältnis Reise-
kosten / Umsatz stellt sich wie folgt dar:

Frage 28: Welche Buchungen wurden über den Erfolgsrechnungsposten "Reise- und Repräsentati-
onsspesen" von C.________ mit der Buchungsnummer 6640 in Höhe von CHF 637'938 
im Geschäftsjahr 2014, in Höhe von CHF 683'338 im Geschäftsjahr 2015, in Höhe von 
CHF 1'310'239.60 im Geschäftsjahr 2016, in Höhe von CHF 1'068'421 im Geschäftsjahr 
2017 und in Höhe von nur noch CHF 309'367 im Geschäftsjahr 2018 vorgenommen? Wer 
verursachte diese Reisekosten? Wie heissen diese Personen? Wer bestätigte bzw. ge-
nehmigte diese Reisen seitens C.________? Was sind die Gründe für diese Reisen? 
Welchen wirtschaftlichen Nutzen hatte C.________ von den jeweiligen Reisen? Wie 
rechtfertigt sich die Höhe der Reisekosten verglichen mit der wirtschaftlichen Lage von 
C.________ zur jeweiligen Zeit? Was statuieren die Travel Policy von C.________?

Frage 31: Welche Kosten sind seitens C.________ für Rechtsdienstleistungen in den Geschäftsjah-
ren 2015 bis 2018 angefallen? Wie hoch sind diese Kosten? Weshalb sind diese Kosten 
angefallen?

Frage 32: Besteht eine Verbindung zwischen dem zunehmenden Umsatz von M.________ und dem 
abnehmenden Umsatz von C.________ in den Geschäftsjahren 2015 bis 2018? Was 
sind die Gründe für den massiven und stetigen Umsatzrückgang bei C.________?

Ziffer 1.4 Diverses

Frage 7: Wurde die AI.________ Ltd aufgelöst? Falls ja, per welchem Datum? In welchem Ver-
hältnis und in welcher Höhe war C.________ am Liquidationserlös beteiligt?

Frage 8: Warum hat C.________ ihre Beteiligungen an anderen Unternehmen (gemäss untenste-
hender Tabelle) auf M.________ übertragen und pro Transaktion nie mehr als 
CHF 250’000 verlangt? Würde M.________, welche von den gleichen Verwaltungs-
ratsmitgliedern geführt wird wie C.________, diese Beteiligungen zu den gleichen Kondi-
tionen wieder auf die C.________ zurückübertragen?

01/02/2017 C.________ übertrug ihre 35'562 Aktien an O.________ auf die M.________, oh-
ne dass Geld überwiesen wurde.

22/08/2017 C.________ veräusserte Aktien an der AJ.________ an M.________

24/08/2017 C.________ übertrug ihre Beteiligung an der AK.________ auf M.________ gegen 
Zahlung von CHF 160'000



Seite 8/14

13/12/2017 C.________ übertrug ihre 50% Beteiligung an der AL.________ auf M.________ 
gegen Zahlung von CHF 250'000

17/08/2018 C.________ übertrug ihre 50% Beteiligung an der Q.________ GmbH auf 
M.________ gegen Zahlung von CHF 170'000

Zur Begründung ihres Gesuches führte die Gesuchstellerin im Wesentlichen aus, der Antrag 
auf Sonderprüfung stehe vor dem Hintergrund einer faktischen Liquidation und Aushöhlung 
der Gesuchsgegnerin durch den wirtschaftlich Berechtigten der zweiten Aktionärin 
G.________. Dieser sei (vermeintlicher) Verwaltungsratspräsident der Gesuchsgegnerin. Er 
habe mit den anderen Verwaltungsräten eine zweite Gesellschaft gegründet, welche bis An-
fang 2019 eine fast identische Firma (L.________ AG) wie die Gesuchsgegnerin 
(C.________ AG) und die gleiche Firmenadresse gehabt habe. An diese L.________ AG 
seien die Tochtergesellschaften der Gesuchsgegnerin unter Wert veräussert und die Ge-
suchsgegnerin faktisch liquidiert worden (act. 1 Rz 13). Der einheitliche Auftritt der beiden 
Unternehmungen habe zur Folge gehabt, dass die Verschiebungen von Beteiligungen und 
Ländergesellschaften kaum geprüft worden seien, da vermeintlich gruppeninterne Übertra-
gungen vorgelegen hätten. Zudem habe die L.________ AG Kunden angezogen, für welche 
nicht ersichtlich gewesen sei, dass es sich hierbei um ein anderes Unternehmen gehandelt 
habe. Die L.________ AG habe damit Kunden zulasten der Gesuchsgegnerin gewonnen 
(act. 1 Rz 60). In den Jahresrechnungen fänden sich zudem verschiedene Positionen, die die 
Gesuchstellerin nicht nachvollziehen könne, beispielsweise seien die Reisekosten unverhält-
nismässig hoch und unternehmerisch nicht gerechtfertigt (act. 1 Rz 61 f.). Sodann werde die 
Gesuchstellerin systematisch ausgeschlossen (act. 1 Rz 63 ff.). In der Generalversammlung 
herrsche eine Pattsituation, weshalb sich keine Beschlüsse fassen liessen. Die Gesuchstel-
lerin werde durch diesen Umstand massiv benachteiligt und es fehle an einer Kontrolle über 
die vier Verwaltungsräte. Es bestehe mehr als der begründete Verdacht, dass diese zusam-
men mit der anderen Aktionärin zum Nachteil der Gesellschaft gehandelt hätten. Als blosse 
Aktionärin habe die Gesuchstellerin auf das Geschäft keinen Einfluss (act. 1 Rz 76 f.). Die 
Gesuchstellerin habe erfolglos versucht, an der Generalversammlung Auskunft über diese 
Vorgänge zu erhalten (act. 1 Rz 13 und 78 ff.).

6. In der Gesuchsantwort vom 9. März 2020 beantragte die Gesuchsgegnerin, das Gesuch sei 
vollumfänglich abzuweisen, soweit überhaupt darauf eingetreten werden könne. Eventualiter 
sei die Gesuchstellerin zu verpflichten, die Kosten für die Durchführung der Sonderprüfung 
zu tragen (act. 7).

Die Gesuchsgegnerin stellte sich auf den Standpunkt, das vorliegende Gesuch sei ein weite-
rer Teil einer Kampagne, welche die Gesuchstellerin und E.________, teilweise mit unredli-
chen Mitteln und im Rahmen einer Streitigkeit zwischen ehemaligen Geschäftspartnern, ge-
gen die Gesuchsgegnerin und ihre Verwaltungsräte führen würden. Das Ziel in der bisheri-
gen Auseinandersetzung sei jeweils eine möglichst hohe administrative Belastung und damit 
Schädigung der Gesuchsgegnerin und ihrer Verwaltungsräte gewesen, um auf diesem Weg 
eine Übertragung der Aktien von der Gesuchstellerin an die Gesuchsgegnerin zu einem 
überhöhten Preis oder anderweitige finanzielle Vorteile zu erwirken. Dieses Ziel würden die 
Gesuchstellerin und E.________ insbesondere durch die Störung von bisherigen Geschäfts-
beziehungen der Gesuchsgegnerin bewirken, was zu einem massiven Einbruch der Ge-
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schäftstätigkeit bei der Gesuchsgegnerin geführt habe. Ferner weigere sich die Gesuchstel-
lerin standhaft, ihren Rückzahlungsverpflichtungen mit Bezug auf noch offene Darlehensfor-
derungen der Gesuchsgegnerin nachzukommen. Der Einbruch der Geschäftstätigkeit sei 
entgegen der Behauptung der Gesuchstellerin nicht dem Verwaltungsrat der Gesuchsgegne-
rin anzulasten, sondern er sei vielmehr auf das Verhalten von E.________ und der Gesuch-
stellerin zurückzuführen. Es habe keine Aushöhlung und faktische Liquidation der Gesell-
schaft durch deren Verwaltungsräte stattgefunden. Der Verkauf der von der Gesuchsgegne-
rin gehaltenen Beteiligungen an die M.________ AG habe "at arm’s length" stattgefunden 
(act. 7 Rz 15 ff). 

7. Es folgte ein zweiter Schriftenwechsel, wobei die Gesuchstellerin in der Replik vom 25. Mai 
2020 und die Gesuchsgegnerin in der Duplik vom 30. Juli 2020 an ihrem jeweiligen Rechts-
begehren festhielten (act. 11 und 16).

8. Am 8. Januar 2021 reichte die Gesuchstellerin eine Noveneingabe ein (act. 18). Die Ge-
suchsgegnerin nahm dazu am 5. Februar 2021 Stellung (act. 21). Hierzu wiederum reichte 
die Gesuchstellerin am 18. Februar 2021 eine Eingabe ein (act.22).

9. Mit Entscheid des Kantonsgerichts Zug vom tt. Januar 2021 wurde das Handelsregisteramt 
des Kantons Zug angewiesen, G.________, J.________, I.________ und K.________ als 
Verwaltungsratsmitglieder der Gesuchsgegnerin aus dem Handelsregister zu löschen. Nach-
dem dieser Entscheid in Rechtskraft erwachsen war, teilte die damalige Referentin des vor-
liegenden Verfahrens betreffend Sonderprüfung den Parteien mit Schreiben vom 24. Februar 
2021 mit, dass das Verfahren nicht weitergeführt werden könne, weil es der Gesuchsgegne-
rin an einem vorgeschriebenen Organ (Verwaltungsrat) fehle (act. 23).

10. Mit Eingabe vom 31. März 2021 teilte die Gesuchstellerin mit, dass sie beim Kantonsgericht 
Zug ein Gesuch um Einsetzung eines unabhängigen Sachwalters für die Gesuchsgegnerin 
gestellt und die M.________ AG beim Kantonsgericht Zug um Auflösung der Gesuchsgegne-
rin ersucht hätten (act. 24). 

11. Mit Entscheid des Einzelrichters am Kantonsgericht Zug vom tt. August 2021 wurde die Ge-
suchsgegnerin gestützt auf Art. 731b OR aufgelöst und ihre Liquidation nach den Vorschrif-
ten über den Konkurs angeordnet. Die gegen diesen Entscheid erhobene Berufung wurde 
vom Obergericht des Kantons Zug mit Urteil vom 21. Februar 2022 und die wiederum gegen 
dieses Urteil erhobene Beschwerde vom Bundesgericht mit Urteil vom 2. Mai 2022 abgewie-
sen.

12. Mit Schreiben vom 5. Mai 2022 hielt der neu zuständige Referent im Verfahren betreffend 
Sonderprüfung fest, die Auflösung der Gesuchsgegnerin sei rechtskräftig und Vertreterin der 
Gesuchsgegnerin sei somit neu das Konkursamt. Die Gesuchsgegnerin sei wieder hand-
lungsfähig, weshalb die am 24. Februar 2021 angeordnete Sistierung aufgehoben und das 
Verfahren fortgeführt werde. Der Referent hielt weiter fest, dass eine Sonderprüfung 
grundsätzlich auch nach Auflösung der Gesellschaft durchgeführt werden könne. Bei Gut-
heissung des Gesuchs würde aber grundsätzlich die Gesuchsgegnerin kostenvorschuss-
pflichtig. Die Pflicht zur Leistung des Vorschusses würde zur Verbindlichkeit der Konkurs-
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masse. Gestützt auf Art. 207 Abs. 1 SchKG wäre daher das vorliegende Verfahren voraus-
sichtlich erneut zu sistieren (act. 25). 

13. Mit Eingabe vom 19. Mai 2022 folgte das Konkursamt den vorerwähnten Ausführungen des 
Referenten (act. 26). Mit Schreiben vom 23. Mai 2022 wies der vormalige Rechtsanwalt der 
Gesuchsgegnerin darauf hin, der den Sonderprüfungsantrag abweisende Generalversamm-
lungsbeschluss erweise sich als nichtig, da die Versammlung durch ein unzuständiges Organ 
einberufen worden sei (act. 27). Mit Eingabe vom 20. Juni 2022 schliesslich ersuchte die Ge-
suchstellerin, den Entscheid über die Einsetzung des Sonderprüfers nunmehr rasch zu erlas-
sen (act. 30).

14. Mit Präsidialverfügung vom 21. Juni 2022 wurde das vorliegende Verfahren sistiert bis zum 
Entscheid über die Fortführung des Prozesses durch die Konkursmasse oder einzelne Gläu-
biger (act. 31). Der Antrag der Gesuchstellerin auf Wiedererwägung wurde nach Anhörung 
des Konkursamtes mit Präsidialverfügung vom 16. August 2022 – unter Auflage einer Ent-
scheidgebühr von CHF 300.00 an die Gesuchstellerin – abgewiesen (act. 35).

15. Mit Eingabe vom 20. Dezember 2023 teilte das Konkursamt mit, dass die Konkursmasse das 
Verfahren betreffend Sonderprüfung nicht weiterführe, sich aber die folgenden drei Gläubi-
gerparteien das Recht zur Fortführung des Prozesses hätten abtreten lassen: AM.________ 
mbH, die AN.________ AG, sowie die M.________ AG (act. 36).

16. Das Obergericht erkundigte sich in der Folge in regelmässigen Abständen telefonisch beim 
Konkursamt über den Stand des Konkursverfahrens. Im Februar 2026 brachte das Oberge-
richt dabei in Erfahrung, dass der Kollokationsplan rechtskräftig geworden ist. Auf schriftliche 
Anfrage und Rückfrage des Obergerichts teilte das Konkursamt mit, dass sich nur diese drei 
Gläubigerparteien das Recht zur Fortführung dieses Prozesses hätten abtreten lassen, dass 
diese Abtretungen rechtskräftig und nicht annulliert worden seien, dass sich die einzigen ver-
fügbaren liquiden Mittel der Konkursmasse auf CHF 15'260.00 beliefen, dass weder physi-
sche noch digitale Geschäftsakten der Gesuchsgegnerin hätten erhältlich gemacht werden 
können und dass deren vormaligen Organe im Ausland wohnhaft seien und nicht hätten ein-
vernommen werden können (act. 37-40).

17. Mit Schreiben vom 5. März 2026 wandte sich der Referent an die Rechtsvertreter der drei 
Abtretungsgläubiger und forderte diese auf mitzuteilen, ob sie das vorliegende Verfahren als 
Prozessstandschafter für die Gesuchsgegnerin fortführen. Zudem teilte der Referent mit, 
dass ein integraler Verzicht auf Fortführung grundsätzlich zur Anordnung einer Sonderprü-
fung zufolge Anerkennung führte, wobei allerdings das Rechtsschutzinteresse voraussichtlich 
fehlte, da die Durchführbarkeit und Finanzierung der Prüfung nicht gewährleistet sei (act. 41). 
Mit Eingaben vom 24., 25. und 26. März 2026 teilten alle drei Abtretungsgläubiger mit, das 
Verfahren nicht als Prozessstandschafter fortzuführen (act. 42-44). Implizit bedeutet das – 
wie erwähnt – eine Anerkennung im Sinne des eingangs genannten Rechtsbegehrens. 

18. Mit Schreiben vom 27. März 2026 teilte der Referent der Gesuchstellerin mit, dass trotz An-
erkennung (durch Ablehnung, das Verfahren fortzuführen) eine Sonderprüfung nicht durch-
führbar sei (keine greifbaren Akten, keine verfügbaren Organe und keine finanziellen Mittel). 
Deshalb fehle es voraussichtlich am Rechtsschutzinteresse, was zur Gegenstandslosigkeit 
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führte. Der Referent lud die Gesuchstellerin zur Stellungnahme ein (act. 45). Die Gesuchstel-
lerin liess sich nicht mehr vernehmen.

Erwägungen

1. Am 1. Januar 2023 ist das revidierte Aktienrecht in Kraft getreten. Geändert wurden auch die 
Bestimmungen über die Sonderprüfung, die neu Sonderuntersuchung heisst. Vorliegend will 
die Gesuchstellerin mit ihrem Gesuch, das sie im Jahr 2019 eingereicht hat, Sachverhalte 
untersuchen lassen, die sich bis dahin zugetragen haben. Entsprechend sind die (altrechtli-
chen) Bestimmungen über die Sonderprüfung anwendbar (zum Übergangsrecht vgl. Urteil 
des Obergerichts Zug Z2 2024 25 vom 18. September 2024 E. 2.1).

2. Die Konkursschuldnerin ist im vorliegenden Prozess beklagte Partei bzw. Gesuchsgegnerin 
(sog. Passivprozess). Bei Passivprozessen führt der Verzicht auf die Fortführung des Pro-
zesses durch die Masse und einzelne Konkursgläubiger zur Anerkennung der Klage bzw. 
des Gesuchs und Beendigung des Prozesses mit Rechtskraftwirkung gegenüber der Masse 
(vgl. Urteil des Bundesgerichts 4A_494/2008 vom 7. Oktober 2015 E. 2.1; Wohlfart/Meyer 
Honegger, Basler Kommentar, 3. A. 2021, Art. 207 SchKG N 22). Die Anerkennung wieder-
um hätte grundsätzlich zur Folge, dass eine Sonderprüfung anzuordnen wäre. 

2.1 Eine Sonderprüfung wiederum setzt allerdings voraus, dass der Sonderprüfer überhaupt an 
Informationen zum abzuklärenden Sachverhalt gelangen kann. Dies ist vorliegend nicht der 
Fall. Es ist nicht ersichtlich, wie ein Sonderprüfer (in der Schweiz) die Sonderprüfung durch-
führen könnte, wenn sämtliche früheren Organe der Gesuchsgegnerin im Ausland wohnhaft 
sind und selbst das Konkursamt keine physischen oder digitalen Geschäftsakten erhältlich 
machen konnte. Der Sonderprüfer verfügte über keine Zwangsmittel und das hiesige Gericht 
könnte keine Vollstreckungsmassnahmen im Ausland anordnen. Eine Sonderprüfung erwiese 
sich als undurchführbar. Bei nicht vollstreckbaren Begehren fehlt es der klagenden bzw. ge-
suchstellenden Partei aber an einem Rechtsschutzinteresse (vgl. Art. 59 Abs. 2 lit. a ZPO; 
Entscheid des Obergerichts Aargau ZOR.2023.53 vom 15. August 2024 E. 3.1). 

2.2 Hinzu kommt, dass bei der Anordnung einer Sonderprüfung die Gesuchsgegnerin die Kosten 
für die Sonderprüfung vorzuschiessen hätte (aArt. 697 g Abs. 1 zweiter Satz OR), die Ge-
suchsgegnerin bzw. deren Konkursmasse aber offenkundig nicht über entsprechende finan-
zielle Mittel verfügt (vgl. vorne Ziff. 16 des Sachverhalts). Bereits angesichts der Vielzahl an 
Fragen würden selbst die noch vorhandenen CHF 15'260.00 erfahrungsgemäss nicht ausrei-
chen. Die Gesuchstellerin ihrerseits erklärte sich zudem nicht bereit, die Kosten für die Son-
derprüfung vorzuschiessen (vgl. act. 30 und 32). Ohne Kostenvorschuss kann eine Sonder-
prüfung faktisch nicht in Auftrag gegeben werden. Auch deswegen erwiese sich die Anord-
nung einer Sonderprüfung als undurchführbar bzw. nicht vollstreckbar. Auch aus diesem 
Grund fehlt es an einem Rechtsschutzinteresse.

2.3 Fällt das Rechtsschutzinteresse – wie vorliegend – im Verlaufe des Verfahrens dahin, ist die 
Klage bzw. das Gesuch als gegenstandslos abzuschreiben (vgl. BGE 146 III 416 E. 7.4; Urteil 
des Bundesgerichts 4A_570/2022 vom 16. Mai 2023 E. 2.1).
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3. Zu entscheiden bleibt über die Prozesskosten (Art. 95 ZPO). Auch einer Partei, über die der 
Konkurs eröffnet wurde, können Kosten und Entschädigungspflichten auferlegt werden. Beim 
Verzicht auf Fortführung des Passivprozesses gehen die Kosten- und Entschädigungsfolgen 
allerdings nicht zulasten der Konkursmasse, sondern bilden eine Schuld des Gemeinschuld-
ners (vgl. Art. 206 Abs. 2 SchKG; Wohlfahrt/Meyer Honegger, a.a.O., Art. 206 SchKG N 22, 
Art. 207 SchKG N 22 und 25; Urteil des Kantonsgerichts Wallis vom 11. März 1994 [= ZWR 
1995 S. 257 f.]; BGE 115 III 111 E. 6).

3.1 Beim vorliegenden Prozessausgang (Abschreibung zufolge Gegenstandslosigkeit) sind die 
Prozesskosten gemäss Art. 107 Abs. 1 lit. e ZPO nach Ermessen zu verteilen. Dabei ist in 
erster Linie zu berücksichtigen, welches der mutmassliche Prozessausgang gewesen wäre 
und in zweiter Linie, welche Partei Anlass zum Verfahren gab. Der mutmassliche Prozess-
ausgang ist bloss summarisch zu prüfen und es soll nicht auf dem Umweg des Kostenent-
scheids ein materielles Urteil gefällt werden (vgl. Urteil des Bundesgerichts 9A_464/2016 
vom 19. Oktober 2016 E. 7.2; Hofmann/Baeckert, Basler Kommentar, 4. A. 2024, Art. 107 
ZPO N 8 m.H.). 

3.2 Die formellen Voraussetzungen (Dreimonatsfrist seit Abhaltung der Generalversammlung, 
vorgängige Ausübung des Auskunftsrechts, Verweigerung der Auskunft) sind vorliegend er-
füllt. Ausserdem bestehen keine ernsthaften Zweifel daran, dass die Gesuchstellerin Aktio-
närin der Gesuchsgegnerin mit einer Beteiligung von mindestens 10 % ist, was sich aus den 
eingereichten Kopien der Aktienzertifikate und den (rechtzeitig eingereichten) Eingaben über 
den Verwahrungsort der Originale ergibt. Die Einwände des vormaligen Rechtsvertreters der 
Gesuchsgegnerin, wonach die betreffende Versammlung nichtig gewesen sei, überzeugen 
nicht, zumal bei fehlender Einberufung einer Generalversammlung ohnehin ein direktes Kla-
gerecht bestünde. In materieller Hinsicht legte die Gesuchstellerin nachvollziehbar dar, wes-
halb sie die Antworten des Verwaltungsrats an der Generalversammlung vom 17. September 
2019 nicht als zufriedenstellend betrachtet und sie an der Vollständigkeit und Richtigkeit ge-
zweifelt hat. Schliesslich ist glaubhaft, dass die von der Gesuchstellerin geltend gemachten 
Verantwortlichkeitsansprüche für die Geschäftsjahre 2015 bis 2017 wegen der vom Kantons-
gericht festgestellten Nichtigkeit der Entlastungsbeschlüsse nicht verwirkt sind. Sodann ist 
zumindest glaubhaft, dass die Verwaltungsratsmitglieder der Gesuchsgegnerin gesetzliche 
oder statutarische Pflichten verletzt haben könnten (Aussagen des Verwaltungsrates im Ge-
schäftsbericht 2017, wonach Fortführung der Gesuchsgegnerin im Jahr 2018 mehr als frag-
lich erscheine, spricht für faktische Liquidation; keine Erklärung dafür, weshalb die 
L.________ AG eine derart ähnliche Firma und dieselbe Adresse hatte; hohe Reisekosten 
nicht verifizierbar; tiefer Wert der verkauften Beteiligungen zumindest fraglich). Auch der Ein-
tritt eines Schadens ist glaubhaft, und zwar unabhängig davon, ob E.________, wie die Ge-
suchsgegnerin behauptet, den Rückgang der Geschäftstätigkeit der Gesuchsgegnerin zu 
verantworten hätte. All dies hätte mutmasslich zur Anordnung einer Sonderprüfung geführt. 
Allerdings hätten einige Fragen nicht oder nicht mit der beantragten Formulierung zugelas-
sen werden können, namentlich wegen nicht glaubhaft gemachter Zusammenhänge zu den 
relevanten Pflichtverletzungen (beispielsweise die Fragen 9b und 12 bei Ziff. 1.3), wegen zu 
unbestimmter Begriffe (beispielsweise der Begriff "Mitteln" bei Frage 10f), weil nicht nach ei-
nem konkreten Sachverhalt gefragt wurde (beispielsweise bei Fragen danach, ob gewisse 
Vorgänge im "Interesse der C.________" lagen, oder bei Rechtsfragen betreffend Novation, 
versteckten Dividendenzahlungen oder Tochtergesellschafts-Eigenschaft) oder weil sich ge-
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wisse Fragen nicht auf Vorgänge innerhalb der Gesuchsgegnerin bezogen (Teile der Frage 
32 von Ziff. 1.3 und der Frage 8 von Ziff. 1.4 zielen auf interne Vorgänge bei der M.________ 
AG).

3.3 Unter Berücksichtigung dieses mutmasslichen Ausgangs und des Umstands, dass die Ge-
suchstellerin immerhin mit ihrem Hauptanliegen, eine Sonderprüfung anzuordnen, mutmass-
lich obsiegt hätte, ist von einem Obsiegen der Gesuchstellerin im Verhältnis von 4/5 zu 1/5 
auszugehen. Entsprechend sind die Prozesskosten zu verteilen.

3.4 Bei einem Streitwert von unbestrittenermassen CHF 100'000.00 (act. 1 Rz 10; act. 7 Rz 3) 
ist eine Entscheidgebühr von CHF 4'500.00 angemessen (§ 11 Abs. 1, § 12 Abs. 1 und § 5 
Abs. 1 KoV OG). Das Verfahren war sehr aufwändig (allein die Gesuchsantwort umfasste 
über 150 Seiten und der Anfang 2021 erstellte, beinahe fertige Urteilsentwurf deren 39), 
selbst wenn nicht über die Anordnung der Sonderprüfung entschieden werden musste. 4/5 
davon (= CHF 3'600.00) sind der Gesuchsgegnerin aufzuerlegen und 1/5 (= CHF 900.00) der 
Gesuchstellerin. Die Kostenliquidation richtet sich nach aArt. 111 Abs. 1 ZPO (vgl. Art. 407f 
ZPO e contrario).

3.5 Beim genannten Streitwert beträgt das Grundhonorar für Rechtsanwälte CHF 10'900.00 
(§ 3 Abs. 1 AnwT). Aufgrund der umfangreichen notwendigen Bemühungen ist dieses zu 
verdoppeln (§ 3 Abs. 3 AnwT), aufgrund des Summarverfahrens allerdings wieder zu hal-
bieren (§ 6 Abs. 1 AnwT). Da ein zweiter Schriftenwechsel durchgeführt wurde und das 
Aktenmaterial sehr umfangreich war, rechtfertigen sich Zuschläge von insgesamt 100 % 
(§ 5 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 und § 5 Abs. 3 AnwT), sodass ein Honorar von CHF 21'800.00 resul-
tiert. Unter Hinzurechnung der Auslagenpauschale von 3 % (§ 25 AnwT) ergibt sich ein an-
gemessenes Honorar von CHF 22'454.00. Die Gesuchstellerin hat ihren Sitz im Ausland, 
weshalb keine Mehrwertsteuer anfällt (vgl. Art. 8 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 2 lit. a MWSTG 
e contrario). Im entsprechend der Kostenverteilung reduzierten Umfang von 3/5 (= gerundet 
CHF 13'470.00; 4/5 abzüglich 1/5) hat die Gesuchsgegnerin die Gesuchstellerin zu entschä-
digen.
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Beschluss

1. Das Verfahren wird zufolge Gegenstandslosigkeit abgeschrieben.

2. Die Entscheidgebühr für das vorliegende Verfahren beträgt CHF 4'500.00. Sie wird im Um-
fang von CHF 900.00 der Gesuchstellerin und im Umfang von CHF 3'600.00 der Gesuchs-
gegnerin auferlegt und mit dem von der Gesuchstellerin geleisteten Kostenvorschuss von 
CHF 4'500.00 verrechnet. Die Gesuchsgegnerin hat der Gesuchstellerin den Kostenvor-
schuss im Umfang von CHF 3'600.00 zu ersetzen.

3. Die Gesuchsgegnerin hat der Gesuchstellerin für das vorliegende Verfahren eine Parteien-
tschädigung von CHF 13'470.00 zu bezahlen.

4. Gegen diesen Entscheid ist die Beschwerde in Zivilsachen nach den Art. 72 ff. des Bundes-
gerichtsgesetzes (BGG) zulässig; die Beschwerdegründe richten sich nach den Art. 95 ff. 
BGG. Eine allfällige Beschwerde ist innert 30 Tagen seit Zustellung des Entscheids schrift-
lich begründet und mit bestimmten Anträgen sowie unter Beilage des Entscheids und der 
Beweismittel (vgl. Art. 42 BGG) beim Schweizerischen Bundesgericht, 1000 Lausanne 14, 
einzureichen. Die Beschwerde hat nach Art. 103 Abs. 1 BGG in der Regel keine aufschie-
bende Wirkung.

5. Mitteilung an:
- Parteien
- AM.________ mbH (vertreten durch Rechtsanwalt AO.________)
- AN.________ AG (vertreten durch Rechtsanwalt AP.________) 
- M.________ AG (vertreten durch Rechtsanwalt AQ.________)
- Gerichtskasse (im Dispositiv)

Obergericht des Kantons Zug 
II. Zivilabteilung

A. Staub I. Cathry
Oberrichter Gerichtsschreiber

versandt am:


